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Rundschreiben an alle Betreiber von Gasverteilernetzen in der sachli-
chen und örtlichen Zuständigkeit der Regulierungskammer des Frei-
staates Bayern betreffend die Mitteilungspflicht gemäß §§ 16 Absatz 4, 
16a Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 

Anlagen: 1. Erhebungsbogen für Maßnahmen gegenüber einem Letztverbraucher 
2. Erhebungsbogen für Maßnahmen gegenüber (Teil-)Netzgebieten 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vor dem Hintergrund der Lage auf dem Gasmarkt bereitet sich die Regulie-

rungskammer des Freistaates Bayern als Landesregulierungsbehörde 

(nachfolgend: „Regulierungskammer") auf den eventuellen Eintritt einer 

Gasmangellage vor. In diesem Zusammenhang möchte ich Sie höchst vor-

sorglich auf die gesetzlich bestehende Mitteilungspflicht der Betreiber von 

Gasverteilernetzen gegenüber der zuständigen Regulierungsbehörde ge-

mäß §§ 16 Absatz 4, 16a Satz 1 EnWG hinweisen. Diese Mitteilungspflicht 

gilt nicht nur für Betreiber von Fernleitungsnetzen, sondern nach § 16a 

Satz 1 EnWG entsprechend für Betreiber von Gasverteilernetzen, sofern 

diese im Rahmen ihrer Aufgaben für die Sicherheit und Zuverlässigkeit der 

Gasversorgung in ihrem Netzgebiet verantwortlich sind. 
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Sollten Sie sich in dem Netzgebiet Ihres Unternehmens zur Beseitigung einer 

Gefährdung oder Störung der Sicherheit oder Zuverlässigkeit des Gasver-

sorgungssystems veranlasst sehen, Maßnahmen nach §§ 16 Absatz 1 oder 

Absatz 2, 16a Satz 1 EnWG durchzuführen, sind Sie gemäß §§ 16 Absatz 4 

Satz 1, 16a Satz 1 EnWG verpflichtet, neben den unmittelbar Betroffenen 

auch die zuständige Regulierungsbehörde über die Gründe der durchgeführ-

ten Maßnahmen unverzüglich zu informieren. Nach §§ 16 Absatz 4 Satz 

2, 16a Satz 1 EnWG sind die vorgetragenen Gründe auf Verlangen der un-

mittelbar Betroffenen oder der zuständigen Regulierungsbehörde durch ge-

eignete Nachweise zu belegen. 

Bitte beachten Sie, dass die Verpflichtung zur Durchführung von Maßnah-

men nach §§ 16 Absatz 1 oder Absatz 2, 16a Satz 1 EnWG und damit auch 

die korrespondierende Mitteilungspflicht gemäß §§ 16 Absatz 4, 16a Satz 1 

EnWG unabhängig davon gelten, ob durch Rechtsverordnung das Vorlie-

gen einer Gefährdung oder Störung der Energieversorgung im Sinne des § 3 

Absatz 3 Sätze 1 und 2 des Energiesicherungsgesetzes (EnSiG) festgestellt 

und die sog. Notfallstufe im Sinne des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe c) der 

Verordnung (EU) 2017/1938 über Maßnahmen zur Gewährleistung der si-

cheren Gasversorgung (SoS-Verordnung) ausgerufen wurde. 

Zuständige Regulierungsbehörde und damit Adressatin etwaiger Mitteilun-

gen nach §§ 16 Absatz 4 Satz 1, 16a Satz 1 EnWG ist im Falle Ihres Unter-

nehmens gemäß § 54 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 EnWG grundsätzlich die 

Regulierungskammer. Um der Bundesnetzagentur einen Überblick über 

die im gesamten Bundesgebiet erfolgten Maßnahmen im Sinne der §§ 16 

Absatz 1 oder Absatz 2, 16a Satz 1 EnWG zu ermöglichen, bitte ich Sie, Ihre 

diesbezüglichen Mitteilungen informatorisch auch an die Bundesnetzagentur 

zu übersenden. 

Bei der Erfüllung Ihrer Mitteilungspflicht bitte ich, besonderes Augenmerk auf 

die unverzügliche Mitteilung von erfolgten Anpassungen oder Anpassungs-

verlangen gemäß §§ 16 Absatz 2, 16a Satz 1 EnWG (nachfolgend: „Notfall-

maßnahmen") zu legen. Für die Mitteilung solcher Notfallmaßnahmen so-

wie deren wesentlicher Gründe gegenüber der Regulierungskammer ver-
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wenden Sie bitte ausschließlich die diesem Rundschreiben als Anlagen  bei-

gefügten Erhebungsbögen, wandeln diese nach erfolgter Vervollständigung 

in das pdf-Format um und senden die entsprechende Datei per E-Mail an 

die E-Mail-Adresse der Geschäftsstelle der Regulierungskammer, also an 

qeschaeftsstelleereqk.bavern.de. 

Versehen Sie dabei bitte Ihre diesbezüglichen E-Mails mit dem Betreff „Not-

fallmaßnahmen gemäß § 16 Absatz 2 EnWG", um eine bessere Unterscheid-

barkeit Ihrer Nachricht zu gewährleisten. Bitte nutzen Sie zur Übermittlung 

der Erhebungsbögen ausschließlich die vorgenannte E-Mail-Adresse und 

sehen Sie von der Nutzung anderer Übermittlungswege (insbesondere Post 

und Telefax) ab. 

Der als Anlage 1  beigefügte Erhebungsbogen betrifft solche Fallgestaltun-

gen, in denen Notfallmaßnahmen im Sinne der §§ 16 Absatz 2, 16a Satz 1 

EnWG durch Ihr Unternehmen gegenüber einem bestimmten Letztver-

braucher an einem bestimmten (Unternehmens-)Standort ergriffen werden. 

In diesen Erhebungsbogen können sowohl die Durchführung der jeweiligen 

Notfallmaßnahmen als auch deren wesentliche Änderung und dauerhafte 

Beendigung eingetragen werden. Sollte der betroffene Letztverbraucher an 

dem jeweiligen Standort über mehrere Gasausspeisepunkte verfügen, sind 

die diesbezüglich ergriffenen Notfallmaßnahmen in einem Erhebungsbogen 

zusammenzufassen und hierbei zwischen den einzelnen Gasausspeise-

punkten zu differenzieren. 

Wird eine Notfallmaßnahme im Sinne der §§ 16 Absatz 2, 16a Satz 1 EnWG 

ergriffen, so ist die erstmalige Mitteilung an die Regulierungskammer un-

verzüglich nach Durchführung der Maßnahme zu übermitteln. Entsprechen-

des gilt für wesentliche Änderungen bereits eingeleiteter Notfallmaßnah-

men, wobei jedoch in der Spalte M des als Anlage 1  beigefügten Erhebungs-

bogens („Sonstige Anmerkungen") besonders darauf hinzuweisen ist, dass 

es sich um die Änderung einer laufenden und der Regulierungskammer be-

reits mitgeteilten Notfallmaßnahme handelt. In die vorgenannte Spalte M des 

Erhebungsbogens („Sonstige Anmerkungen") kann z. B. gegebenenfalls 
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auch eingetragen werden, wenn der von der Notfallmaßnahme betroffene 

Letztverbraucher sich weigert, bei deren Umsetzung mitzuwirken. 

Müssen gegenüber dem betroffenen Letztverbraucher weitere (separate) 

Notfallmaßnahmen eingeleitet werden, um die Sicherheit oder Zuverlässig-

keit des Gasversorgungssystems zu gewährleisten, sind diese der Regulie-

rungskammer jeweils gesondert und unverzüglich nach deren Durchführung 

mitzuteilen. Wird eine eingeleitete Notfallmaßnahme im Sinne der §§ 16 Ab-

satz 2, 16a Satz 1 EnWG dauerhaft beendet, ist unverzüglich eine aktuali-

sierte Fassung des Erhebungsbogens einzureichen, in der auf die Tatsache 

der dauerhaften Beendigung einer der Regulierungskammer bereits mitge-

teilten Notfallmaßnahme in der hierfür vorgesehenen Spalte L des vorge-

nannten Erhebungsbogens besonders hingewiesen wird. 

Der als Anlage 2  beigefügte Erhebungsbogen betrifft solche — in der Praxis 

hoffentlich nicht auftretenden — Fallgestaltungen, in denen Notfallmaßnah-

men gegenüber einzelnen Letztverbrauchern nicht ausreichen, um die Si-

cherheit oder Zuverlässigkeit des Gasversorgungssystems zu gewährleis-

ten, und in denen Notfallmaßnahmen daher gegenüber (Teil-)Netzgebieten 

ergriffen werden müssen. Da in solchen Fällen in der Regel eine Mehrzahl 

von Letztverbrauchern von den ergriffenen Notfallmaßnahmen betroffen sein 

werden, erachtet die Regulierungskammer unter den Gesichtspunkten der 

Verfahrensbeschleunigung und -effizienz eine Übermittlung von individuellen 

Erhebungsbögen für die einzelnen betroffenen Letztverbraucher für nicht 

sachgerecht. Stattdessen kann in derartigen Fallkonstellationen die Mittei-

lung der jeweiligen Notfallmaßnahme, deren Änderung und dauerhafter Be-

endigung in dem als Anlage 2  beigefügten Erhebungsbogen zusammenge-

fasst werden. 

Um insbesondere in Eilfällen eine schnelle und effiziente Kommunikation 

zwischen der Regulierungskammer und Ihrem Unternehmen zu ermögli-

chen, darf ich Sie bitten, in den hierfür vorgesehenen Positionen der als An-

lagen  beigefügten Erhebungsbögen mindestens eine geeignete Kontakt-

stelle oder -person einzutragen. Diese Kontaktstelle oder -person sollte 

über laufende Notfallmaßnahmen im Sinne des §§ 16 Absatz 2, 16a Satz 1 




